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DIE LINKE: Vor Ort! Für Alle! 

Auch kommunal zu 100% sozial. 



DIE LINKE setzt auf mehr direkte 
Demokratie.  
Diese wird durch Bürgerbegehren, durch 
verbindliche Bürgerentscheide, durch direkte 
Bürgermeister- und Landratswahlen und durch 
öffentliche Fragerunden in den Ausschüssen 
im Kreistag und in kommunalen Gremien 
erreicht. Für Bürger:innen relevante 
Informationen zu weitreichenden 
Entscheidungen sollten frühzeitig prominent 
auf den jeweiligen Webseiten des Kreises 
bzw. der Kommunen und in sozialen Medien 
bekannt gegeben werden.   

 



DIE LINKE setzt sich für Kinder- 
und Jugendparlamente ein.  

Dieses Gremium ist vom Kreis Dithmarschen 
mit einem eigenen Budget auszustatten, über 
das die Mitglieder selbst und bindend 
entscheiden dürfen. In den größeren Städten 
in Dithmarschen sind Kinder- und 
Jugendparlamente zu gründen. So erhalten 
Kinder und Jugendliche einen Einblick in die 
Politik, sie können eigene Lösungsvorschläge 
erarbeiten und die Politik in den Städten 
mitgestalten. 

DIE LINKE fordert für jedes Kind 
gute Bildung von Anfang an. 
Dafür ist ein weiterer Ausbau der 
Kinderkrippen- und Kindergartenplätze 
dringend notwendig, solange in Dithmarschen 
mehr als 500 Kinder auf Wartelisten stehen. 
Wir nehmen dabei die noch immer hohe 
finanzielle Belastung für Eltern nicht einfach 
hin. Unser Ziel ist eine kostenfreie Kita, wobei 
hier vor allem Bund und Land, als auch die 



Arbeitgebende in der Pflicht sind, die nötige 
Finanzierung sicherzustellen.  
Hierzu ist es auch zwingend notwendig, die 
vorhandenen KiTas mit ausreichend 
Fachkräften auszustatten. Großzügige 
Stellenbemessungen für sogenannte Springer 
müssen etabliert werden. Die Gruppengrößen 
dürfen nicht noch weiter vergrößert werden. 
Nur so kann auch an den Bildungsleitlininen 
des Landes gearbeitet werden. KiTa ist 
Bildung und keine Aufbewahrung! 

 



DIE LINKE will ein flächen-
deckendes Ganztagsangebot. 

Dazu muss ab sofort an einem 
flächendeckenden Ganztagsangebot für alle 
Grundschulen gearbeitet werden. Ab Sommer 
2026 besteht für die Kinder der 1. Klassen ein 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung, 
welches in den Folgejahren bis zu den 
Kindern der 4. Klassen ausgeweitet wird.  
Die Politik muss sicherstellen, dass für die 
Ganztagsangebote Personalschlüssel 
festgelegt werden, damit auch hier dem 
Bildungsauftrag nachgekommen werden kann.  

 



DIE LINKE fordert kostenfreie 
Schul- und KiTa-Verpflegung. 
 
Wir wollen eine kostenfreie Schul- und KiTa-
Verpflegung mit regionalen und Bio-
Lebensmitteln. Kinder, die den ganzen Tag in 
KiTa, Schule oder Ganztagseinrichtung betreut 
werden, brauchen eine vernünftige warme 
Mahlzeit. Hiervon darf kein Kind aufgrund von 
finanziellen Möglichkeiten, Allergien, 
Weltanschauung oder religiösen Bedürfnissen 
ausgeschlossen werden. Es muss täglich eine 
Auswahl an Gerichten angeboten werden und 
frisches Obst und Gemüse zur Verfügung 
stehen. In größeren Einrichtungen ist zu 
prüfen, ob die Verpflegung Einrichtungsintern 
professionell organisiert werden kann. Dies 
leistet auch einen Beitrag für kurze Wege in 
der Versorgung mit Nahrungsmitteln und 
steigert die Wertschätzung für die regionale 
Landwirtschaft. Zusätzlich möchte DIE LINKE 
mit KiTa-, Schul- und Selbsterntegärten das 
Bewusstsein für gesunde Ernährung stärken.  



DIE LINKE tritt für absolute 
Chancengleichheit in der Bildung 
ein.  

Deshalb wollen wir eine Schule für alle, die 
kein Kind zurücklässt und sozialer 
Ungleichheit entgegenwirkt. 
Schulschließungen auf Grund der 
demographischen Entwicklung sind nur 
hinnehmbar, wenn langfristig keine 
Perspektive für eine Schule oder einen 
Schulstandort besteht. Zuvor sind, besonders 
im ländlichen Raum, alle Möglichkeiten zur 
Erhaltung des Schulstandortes 
auszuschöpfen.  

DIE LINKE steht für ein besseres 
Angebot im öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV). 

Einkommensschwache Menschen, 
Senior:innen, Personen mit Behinderungen 
sowie Kinder sind in unserer autofixierten 
Gesellschaft in ihrer Mobilität eingeschränkt. 



Deshalb muss das Angebot von Bahnen und 
Bussen im Kreis Dithmarschen massiv 
ausgedehnt, die Linien erweitert und die 
Taktzeiten verkürzt werden. Die Nutzung des 
ÖPNVs muss auf dem Land auch am 
Wochenende möglich sein. Hierfür ist 
vorrangig umweltfreundliche und 
emissionsfreie Technik einzusetzen. Die 
Fahrpreise dürfen dabei nicht weiter ansteigen 
und es ist ein Sozialticket einzuführen. Die 
Einführung eines kostenlosen ÖPNV ist zu 
prüfen und schnellstmöglich zu realisieren. 

 

 



DIE LINKE setzt sich für eine 
Fährverbindung zwischen 
Brunsbüttel und Cuxhaven ein.  

Hierzu sollte eine Fährgesellschaft gegründet 
werden, deren mehrheitliche Anteilseigner die 
Bundesländer Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen, die Landkreise Dithmarschen 
und Cuxhaven, sowie die Städte Brunsbüttel 
und Cuxhaven sind. Für die Fährverbindung 
sollten anfangs zwei, für die Urlaubszeiten drei 
schnellere Fähren mit umwelt-schonendem 
Antrieb angeschafft werden und zum Einsatz 
kommen. 



DIE LINKE lehnt die 
Privatisierung öffentlichen 
Eigentums ab.  

Das betrifft im Kreis Dithmarschen z. B. 
Krankenhäuser, Wasserver- und -entsorgung, 
öffentliche Bäder, Abfallbeseitigung, öffentliche 
Gebäude, öffentlicher Grund und Waldgebiete. 
Auch die Ausgliederung und Privatisierung von 
Dienstleistungsbereichen durch öffentliche 
Arbeitgeber lehnen wir ab, da die Folgen in 
der Regel eine Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten, 
Lohnkürzungen und Qualitätseinbußen 
bedeuten. Für bereits erfolgte 
Privatisierungen, z.B. die Stadtwerke Heide, 
fordern wir die Rückführung in kommunales 
Eigentum.  



DIE LINKE will den sozialen 
Wohnungsbau wiederbeleben. 

Es wurde seit Jahren kaum sozialer 
Wohnungsbau gefördert und zu wenige 
Sozialwohnungen gebaut. Die Folge ist, dass 
die Mieten in den Städten rasant angestiegen 
sind und akuter Wohnungsmangel herrscht. 
Um diesen Mangel in den Griff zu bekommen, 
muss eine kommunale Wohnungsbau-
genossenschaft gegründet werden. Diese soll 
vorrangig kommunale Flächen zum Bau 
nutzen und zusätzlich freie Flächen aufkaufen, 
auf denen vorrangig sozialer als auch 
bezahlbarer Wohnungsbau realisiert wird. 

 



DIE LINKE will eine effektive 
und bürgernahe Verwaltung.  
Wir sind für eine Reform der Verwaltungs-
strukturen, vor allem im Bereich der 
Digitalisierung und durch Bürokratieabbau mit 
digitalen Angeboten. Jedoch lehnen wir ein 
reines Sparmodell ab, das zu 
Qualitätsverlusten und zum Verlust von 
Arbeitsplätzen führt. Dazu gehört auch ein 
modernes Kreishaus, in dem den 
Mitarbeitenden die Möglichkeit zum 
Homeoffice, sowie flexible Arbeitszeitmodelle 
angeboten werden. Zur schriftlichen 
Kommunikation mit den Bürger:innen ist eine 
leichte, verständliche Sprache dem 
Beamtendeutsch vorzuziehen. 



DIE LINKE setzt sich für eine gute 
Gesundheitsversorgung im 
ländlichen Raum ein. 

Eine gute Gesundheitsversorgung mit Haus- 
und Fachärzten, mit Hebammen und 
Pflegekräften oder auch Apotheken ist in 
Dithmarschen in weiten Teilen nicht mehr 
gegeben. Hier muss die Politik neue Wege 
gehen, um zukunftssicher zu werden. Dazu 
gehören auch Festanstellungen von Ärzten 
und Hebammen, die Bereitstellung von Praxen 
und die Finanzierung der medizinischen 
Versorgungszentren (MVZ) durch den Kreis 
oder die Gemeinden. 
 



DIE LINKE will Pflegeangebote 
ausbauen und fördern.  

Die Überalterung der Gesellschaft schreitet 
auch in Dithmarschen weiter voran. 
Besonders im Alter sind Menschen immer 
mehr auf mobile Pflegedienste angewiesen, 
um ihr gewohntes Umfeld nicht verlassen zu 
müssen. Gerade im räumlich weiten und 
strukturschwachen Dithmarschen sind die 
Angebote zur ambulanten Pflege sowie der 
Tagespflege verbesserungswürdig, damit eine 
gute Versorgungsqualität erreicht wird. Hierzu 
muss die Politik fördernd eingreifen.  

 

 



DIE LINKE setzt sich für die 
Erhaltung der Polizeistationen im 
Landkreis ein, 

dies schließt die Wasserschutzpolizei in 
Brunsbüttel mit ein. Es darf in Dithmarschen 
kein weiteres Personal abgebaut, sondern: 
Das Personal muss aufgestockt werden. 
Derzeit sind die Polizeistationen vor Ort immer 
öfter unbesetzt und Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamte vor Ort schwer zu erreichen. 
Dieser Zustand führt dazu, dass selbst bei 
Notrufen längere Wartezeiten entstehen und 
Anzeigen „auf Halde“ liegen und nur verzögert 
bearbeitet werden können. Dieser Zustand ist 
untragbar. 



DIE LINKE fordert eine kosten- 
deckende Gebührenordnung für 
Schusswaffen. 

Für jede legale Schusswaffe fallen 
Registrierungs-, Eignungs-, Kontroll- und 
Verwaltungskosten an. Diese Kosten werden 
aber nicht nur von den Waffenbesitzenden 
getragen, sondern zu einem großen Teil auf 
alle Bürger:innen im Kreis umgelegt. Grund 
hierfür sind die zu geringen Gebühren. 
Aufgrund hoher Neuausstellungen des Kleinen 
Waffenscheins werden sich die Kosten für die 
Allgemeinheit weiter erhöhen. Durch eine 
Anpassung der Gebühren und Abgaben muss 
dieser Posten im Dithmarscher Kreishaushalt 
zumindest kostenneutral geführt werden. 



DIE LINKE setzt sich für die 
Gleichstellung von Frauen ein.  
Auch in Schleswig - Holstein sind (wir) Frauen 
politisch, sozial und ökonomisch benachteiligt 
und häufiger von Partnerschaftsgewalt 
betroffen. Die Tätigkeit der 
Gleichstellungsbeauftragten in Dithmarschens  
Kommunen muss, wie gesetzlich 
vorgeschrieben, überall mit einer Vollzeitstelle 
ausgestattet werden. Die Vernetzung von 
Arbeitskreisen, der Austausch mit politischen 
Gremien kann nur mit einer Vollzeitstelle 
gewährleistet werden. 

 



DIE LINKE setzt sich für mehr 
Schutzplätze für Frauen und 
Kinder ein. 

Die vorhandenen Plätze im Frauenhaus 
Dithmarschen sind bei Weitem nicht 
ausreichend. Jedes Jahr werden fast 100 
Schutzbedürftige abgewiesen, gleichzeitig 
steigt die Anzahl der Gewalttaten gegen 
Frauen und Kinder seit Jahren kontinuierlich 
an. Wir sehen deshalb verstärkten Bedarf an 
Schutzplätzen sowie Personal und fordern 
daher die Einrichtung eines zweiten 
Frauenhauses im Kreis Dithmarschen. Zudem 
müssen alle Akteure von Ärzten über Polizei 
zu Mitarbeitern der Verwaltung für das Thema 
Gewalt gegen Frauen sensibilisiert werden. 
Für Mitarbeitende in Verwaltungen braucht es 
Schulungen und Verhaltenskodexe zum 
Thema. 

 



DIE LINKE setzt sich für eine 
umfassende Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen 
ein. 

Derzeit werden Menschen mit Behinderung in 
Schleswig - Holstein noch immer benachteiligt. 
Die Einrichtung einer vollen Planstelle für 
eine:n Beauftragte:n für die Belange von 
Personen mit Behinderungen ist auf 
kommunaler Ebene zwingend notwendig. 
Baumaßnahmen für öffentliche Gebäude und 
Wege sind auf Barrierefreiheit zu prüfen und, 
falls nicht barrierefrei, umzugestalten.  
 



DIE LINKE tritt für ein tolerantes 
und weltoffenes Schleswig-
Holstein ein.  

Es müssen Bedingungen für eine gelingende 
Integration geschaffen werden, Migrant:innen 
und Geflüchtete benötigen frühzeitig Zugang 
zu ausreichenden Integrations- und 
Sprachkursen. Die internationalen 
Begegnungen und die demokratische 
Jugendsozialarbeit vor Ort soll ausgebaut und 
gefördert werden, um Toleranz und Akzeptanz 
zu stärken. Wir wollen eine stärkere 
Förderung von Bündnissen, die für 
Demokratieförderung und gegen feindselige 
Einstellungen zu Menschen unterschiedlicher 
sozialer, religiöser und ethnischer Herkunft 
eintreten. 
 



DIE LINKE fordert kostenloses 
WLAN  
 
in Parks, auf größeren Plätzen, in öffentlichen 
Gebäuden, Bibliotheken, Schulen, 
Gesundheitszentren und Museen im Kreis 
Dithmarschen. Die Gemeinden werden dazu 
ermutigt, ein offenes WLAN-Netz aufzubauen 
sowie eigene digitale Dienste wie 
elektronische Behörden- und 
Gesundheitsdienste, eTourismus und 
entsprechende Apps zu entwickeln und zu 
fördern. Dithmarschen darf hier die 
Entwicklung nicht noch weiter verschlafen.  

 

 



DIE LINKE will Zwangsumzüge 
verbieten.  

Es darf durch die jahrelangen Versäumnisse 
im sozialen Wohnungsbau und der damit 
verbundenen Entwicklung der Mietpreise nicht 
zu einer sozialen Verdrängung von Menschen 
mit weniger Geld kommen. Allein im Kreis 
Dithmarschen ordnet das Jobcenter pro Jahr 
den Umzug für fast 1.000 Personen an, weil 
sich die Mietpreise erhöht haben. Durch diese 
Zwangsumzüge werden betroffene Menschen, 
insbesondere Kinder, aus der gewohnten 
Umgebung herausgerissen und so weiter 
sozial isoliert. Diese Praxis ist sofort zu 
beenden.  

DIE LINKE fordert ein Ende von  
Strom- und Gassperren.  

Die Kosten für Strom und Gas sind seit vielen 
Jahren auf sehr hohem Niveau und 2022/23 
explodiert. Besonders schwer ist das für die 
Menschen, die von Bürgergeld oder Sozialhilfe 
leben müssen, denn deren Kosten sind nicht 
bedarfsgerecht. Zudem haben Mieter:innen 



keinen Einfluss auf den Dämmstandard und 
die Energietechnik in ihrem Wohnhaus oder 
ob Mieterstrom durch eine Solaranlage 
verfügbar ist. Für DIE LINKE ist die 
Versorgung mit Strom und Wärme eine 
Grundvoraussetzung für ein 
menschenwürdiges Wohnen und die Teilhabe 
der Bürger:innen am gesellschaftlichen Leben: 
Sie ist daher ein soziales Recht. Die 
Energiewende kann nur sozialökologisch 
erfolgreich sein, mit fairen Strompreisen und 
ohne Stromsperren. 
 
 

 



DIE LINKE fordert einen Ausweg 
aus dem Bürgergeld!  
Wir fordern deshalb die Landesregierung auf, 
Pilotprojekte in den Kommunen 
durchzuführen, die Auswege aus dem 
Bürgergeld-System aufzeigen. Die Erhöhung 
zum Jahresbeginn reicht nicht mal aus, um die 
gestiegenen Wohn-, Lebensunterhalts- und 
sonstige laufende Kosten auszugleichen. Das 
Ziel muss sein, reguläre 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze zu 
schaffen, von denen die Menschen gut leben 
können. Zunächst muss darauf hingewirkt 
werden, die Sanktionen von Bürgergeld im 
Landkreis abzuschaffen und alle Initiativen zu 
unterstützen, die sich zum Ziel setzen, das 
Los der von Bürgergeld-Betroffenen zu 
verbessern.  
 
 



DIE LINKE steht für eine soziale 
Energiepolitik.  

Dazu gehören für uns die Förderung 
regenerativer Energien und die Forschung an 
Speicher- und Nutzungsmöglichkeiten. Die 
Produktion und Nutzung des vor Ort 
produzierten Stroms aus erneuerbaren 
Energiequellen stärkt die Identifikation mit der 
notwendigen Energiewende und trägt zu 
demokratischer Beteiligung bei. Die Politik 
muss genossenschaftliche und regionale 
Projekte stärken und für bedürftige Personen 
sind bei allen Energien Sozialtarife 
einzuführen. Die Energiewende kann nur mit 
breiter Akzeptanz in der Bevölkerung gelingen. 
 



DIE LINKE will die 
Luftverschmutzung in 
Dithmarschen senken. 

Wir fordern ein Umdenken in Sachen Mobilität, 
verbunden mit einer Stärkung des ÖPNV und 
der Elektromobilität. Der Kreis Dithmarschen 
sollte eine eigene Initiative für die Nutzung 
emissionsfreier Fahrzeuge starten und die 
Schaffung von ausreichend alternativen 
Tankstellen und Ladestationen vorantreiben. 
Wir fordern die Aufstellung mehrerer 
Luftmessstationen im Kreis, zum Beispiel in 
den Städten Heide, Meldorf und Brunsbüttel, 
um die Luftverschmutzung zu protokollieren 
und entsprechende Maßnahmen einzuleiten. 



DIE LINKE befürwortet eine 
direkte Beteiligung der 
Gemeinden und Städte an 
Windparks. 

Damit wir als Kreis unseren Anteil zur 
Energiesicherheit leisten, benötigen wir keine 
Großinvestoren in Windparks, sondern die 
direkte Beteiligung der Gemeinden und Städte 
an Windenergie sowie die Nutzung des 
erzeugten Stromes. Dies ermöglicht den 
Kommunen zusätzliche Einnahmen zu 
generieren, die in die Infrastruktur vor Ort 
reinvestiert wird. Beispiele dafür wären: 
Straßenbeleuchtung, Kindertagesstätten, 
Feuerwehr, Schulen, Straßen und 
Bürgersteige, usw.   



 

DIE LINKE fordert die 
konsequente Einhaltung der Ziele 
des Pariser Klimaschutz-
abkommens. 

Anders als andere Parteien halten wir auch 
nach den Wahlen an unseren Zielen für einen 
sozialgerechten Klimaschutz und der 
Klimaneutralität bis 2035 fest. Dies beinhaltet 
auch der Verzicht und ein Ende des Ausbaues 
von fossilen sowie atomaren Energieträgern. 
Wir lassen uns nicht von Großkonzernen, 
Banken oder der Industrie kaufen. 



DIE LINKE will Sonnenenergie 
stärker nutzen. 
 
Wir fordern, dass alle öffentlichen Gebäude 
mit Photovoltaikanlagen bestückt werden. 
Außerdem sollen die Bürger:innen mit 
Beratungen bei der Anschaffung und 
Betreibung von Photovoltaikanlagen 
unterstützt werden. Photovoltaik auf 
Freiflächen müssen so aufgestellt werden, 
dass der Boden weiter landwirtschaftlich 
genutzt werden kann, bzw. dass Moorflächen 
wiedervernässt und als Biotop genutzt werden 
können. Wie bei Windparks fordern wir eine 
Beteiligung der Bürger:innen und Gemeinden. 



DIE LINKE spricht sich gegen 
Fracking aus. 

Fracking ist mit unkalkulierbaren Risiken für 
Bevölkerung und Umwelt, insbesondere für 
unser Grundwasser, verbunden. Zudem gibt 
es Hinweise auf einen Zusammenhang 
zwischen der Erdgasförderung und 
auftretenden Erdbeben sowie dem erhöhten 
Aufkommen spezifischer Krebserkrankungen, 
so beispielsweise in Niedersachsen. Auch die 
Regionen anderenorts sind zu schützen, 
indem wir auf die Nutzung und den Erwerb 
von Frackinggas verzichten. LNG aus den 
USA und Kanada ist i.d.R. Frackinggas. 
Deswegen ist das LNG-Terminal in 
Brunsbüttel auch sofort wieder vom Netz zu 
nehmen. 
 
 



DIE LINKE setzt sich aktiv gegen 
weitere Ölbohrungen im 
geschützten Wattenmeer ein. 

Das Wattenmeer als besonders fragiles 
Ökosystem und Weltnaturerbe muss vor dem 
Eingriff des Menschen soweit es geht 
geschützt werden. Vom Wattenmeer sind 
außerdem der komplette Tourismus der 
Westküste und die Krabbenfischerei in 
Schleswig-Holstein abhängig – das darf nicht 
aufs Spiel gesetzt werden. Mitten in dieser 
sensiblen Umgebung nach Erdöl zu bohren ist 
absurd. 



DIE LINKE will eine soziale 
Wirtschaftspolitik,  
die der Schaffung und Erhaltung von 
existenzsichernden Arbeitsplätzen dient und 
bei gleichem Lohn für gleichwertige Arbeit 
einen Mindestlohn von 15 Euro garantiert. 
Betriebe, die künftig gefördert werden sollen, 
müssen zudem CO2 neutral aufgestellt sein 
und nachhaltig umweltverträglich wirtschaften. 
Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge dürfen 
nur noch Betriebe berücksichtigt werden, die 
die o.g. Kriterien erfüllen und zudem tariftreu 
sind. Bei künftigen Ausschreibungen, wie z.B. 
im Busverkehr in Dithmarschen, muss 
sichergestellt werden, dass Belegschaften 
nicht zu schlechteren Bedingungen 
übernommen werden. 
 



DIE LINKE fordert eine 
ökologische Landwirtschaft.  

Vier große Einzelhandelskonzerne bestimmen 
85 Prozent des Lebensmittelverkaufs in 
Deutschland und machen fette Profite, 
während viele Landwirt:innen kaum über die 
Runden kommen. Wir wollen eine sozial 
gerechte und auf das Gemeinwohl orientierte 
Landwirtschaft mit dem Schwerpunkt auf 
regionaler Erzeugung, Verarbeitung und 
Vermarktung fördern.  
Vor Ort möchten wir aktiv die bäuerliche, 
genossenschaftliche und ökologische 
Landwirtschaft fördern. Genossenschaftliche 
Landwirtschaft, Formen der solidarischen 
Landwirtschaft sowie Erzeuger- und 
Vermarktungsgemeinschaften sind besonders 
zu unterstützen. 
Wir wollen öffentlichen Boden insbesondere 
für nachhaltige und ortsansässige Betriebe 
verfügbar machen. Agrarland gehört nicht in 
Konzernhand!  



DIE LINKE setzt sich vor Ort für 
den Tierschutz ein. 

 
Wir wollen eine Nutztierhaltung, die tiergerecht 
und flächengebunden, auf die einheimische 
Nachfrage bezogen ist. Dazu sollen 
Bestandsobergrenzen für Regionen und 
Standorte eingeführt werden. Nicht 
tiergerechte Massentierhaltung lehnen wir ab. 
Deshalb wird ein sozial gestaltetes 
Umbauprogramm gebraucht. 
Der Einsatz von Antibiotika in der 
Landwirtschaft muss auf zwingend notwendige 
Behandlungen begrenzt, Kontrollen verschärft 
und Verstöße konsequenter bestraft werden. 
Das Veterinäramt des Kreises Dithmarschen 
muss dafür die nötige personelle Ausstattung 
bekommen. 

 



DIE LINKE lehnt öffentlich-private 
Partnerschaften (ÖPP) ab,  

die vom Kreis oder von Kommunen für die 
Erfüllung öffentlicher Aufträge, zu Sanierungen 
oder für Neubauten genutzt werden. Diese 
Modelle nützen lediglich den Anlegern, da 
diese auf Gewinnmaximierung zielen. Die 
Nutzer wie die Gemeinden, Städte, Kreise 
oder Länder müssen dafür kräftig draufzahlen. 
Gleichzeitig darf die auferlegte 
Schuldenbremse den Kreis und die 
Kommunen nicht an der Handlungsfähigkeit 
bei Baumaßnahmen behindern oder zu einem 
weiteren Sanierungsstau bei den Kommunen 
führen.  



DIE LINKE setzt sich für die 
Sicherheit aller Menschen ein. 

Sicherheit fängt bei Prävention an. Hierzu 
gehört auch die bessere Verzahnung 
gesellschaftlicher Akteure wie Sozialarbeit, 
Jugendzentren, Sport- und Kulturvereinen, 
Religionsgemeinschaften, Beratungsstellen, 
Flüchtlingshilfe einerseits sowie Polizei, 
Jugendamt, Schulen und Gemeinden 
andererseits notwendig. Der Kreis 
Dithmarschen muss hier eine koordinierende 
Rolle einnehmen.  



DIE LINKE steht zu einer 
Mülldeponie an der Westküste.  

Im Bereich der Abfallwirtschaft hat die 
Privatwirtschaft schon seit längerem erkannt, 
dass mit Mülldeponien viel Geld zu verdienen 
ist. Die Westküste benötigt eine eigene 
Mülldeponie in öffentlich rechtlicher Hand. 
Hierfür soll über ein sogenanntes Mülldeponie-
Suchverfahren durch das Ministerium für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur 
und Digitalisierung die notwendigen Schritte 
eingeleitet werden. In Zusammenarbeit mit 
den Nachbarkreisen ist ein geeigneter und 
sicherer Standort zu suchen.  
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VORLAGE ZUR
GESTALTUNG EINES

FLYERS
(Endformat 148 x 210 mm)
Format Ihres fertigen Druckproduktes


	DIE LINKE setzt sich vor Ort für den Tierschutz ein.
	Wir wollen eine Nutztierhaltung, die tiergerecht und flächengebunden, auf die einheimische Nachfrage bezogen ist. Dazu sollen Bestandsobergrenzen für Regionen und Standorte eingeführt werden. Nicht tiergerechte Massentierhaltung lehnen wir ab. Deshalb wird ein sozial gestaltetes Umbauprogramm gebraucht. Der Einsatz von Antibiotika in der Landwirtschaft muss auf zwingend notwendige Behandlungen begrenzt, Kontrollen verschärft und Verstöße konsequenter bestraft werden. Das Veterinäramt des Kreises Dithmarschen muss dafür die nötige personelle Ausstattung bekommen.



